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VORWORT

Die politischen Ereignisse in der Ukraine von 2013 bis 2015 sind für die Geschichte Europas von maßgeblicher Bedeutung. Viele entscheidende Details sind bis heute unbekannt: Die drohende Zahlungsunfähigkeit des ukrainischen Staates zwang die damalige Verwaltung, ihren pro-europäischen Kurs aufzugeben. Dies führte zu den Demonstrationen am Maidan. Diese wären rasch abgeebbt, wäre nicht grobe Polizeigewalt gegen die Demonstranten eingesetzt worden und wären nicht die willkürlich agierenden Sicherheitskräfte so verhasst gewesen. Der damalige Präsident Janukowytsch erhielt ein großzügiges finanzielles Angebot aus Russland, wurde aber auch vom Kreml unter Druck gesetzt. Die Öffentlichkeit sah zwar das Ergebnis – nicht aber wie dies geschah. Mit einer gefälschten Parlamentsabstimmung wurde versucht, eine Diktatur nach russischem Vorbild und mit russischer Unterstützung zu schaffen. Dies führte zu einer Verhärtung der Positionen, zu einem verbitterten Widerstand am Maidan, auf dem die Demonstranten nun wussten, dass sie nur noch die Wahl zwischen Sieg und Haft bzw. Tod hatten. Es gab aber auch immer mehr Widerstand in der regierenden Partei. Die internationale Gemeinschaft, vor allem die EU, spielte eine vermittelnde Rolle.

Mitte Februar gab es noch einmal Schritte zur Deeskalation und eine informelle Vereinbarung. Die Demonstranten erfüllten ihren Teil und gaben besetzte Gebäude zurück, die Machthaber „vergaßen“ aber auf den ihren. Wütende Demonstranten stürmten daraufhin Richtung Regierungsviertel. Als das Gebäude der Partei der Regionen angezündet wurde, eskalierte der Konflikt endgültig. Scharfschützen eröffneten das Feuer auf die Demonstranten. Fast 100 Menschen starben. EU, Deutschland, Frankreich, Polen und Russland versuchten noch einmal gemeinsam in Kyjiw zu vermitteln. Doch dann erschien der russische Botschafter und holte den russischen Verhandler aus dem Saal.

Wenn Wladimir Putin den im Februar 2022 begonnenen Angriff auf die Ukraine rechtfertigt, kommt immer wieder eine Behauptung auf: Europa habe im Februar 2014 Vereinbarungen gebrochen. Eines sei ausgemacht worden, etwas anderes geschehen. Das Buch geht dieser Behauptung nach und zeichnet die Ereignisse möglichst detailliert nach.

In den Jahren 2011 bis 2015 erlebte ich diese dramatischen Entwicklungen in Kyjiw als Leiter der Politischen Abteilung der EU-Delegation in Kyjiw, nahm selbst an vielen Verhandlungen teil oder erhielt Berichte aus erster Hand darüber. Ich konnte viele zentrale Persönlichkeiten kennenlernen und hatte die Möglichkeit an manchen Stellen durch einen Vorschlag oder ein Telefonat den Ereignissen auch einen anderen – wie ich hoffe positiven – Spin zu geben. Leider wurde ich auch Zeuge mancher Fehler, die oft aus einer menschlich verständlichen, emotionalen Entscheidung entsprangen, aber in vielen Fällen weitreichende, negative Folgen hatten. Die Arbeit beruht daher zu einem wesentlichen Teil auf persönlichen Notizen und Berichten von Augenzeugen. Ich hoffe, dass sie eines Tages einen – zweifellos sehr kleinen – Beitrag leisten wird können, jene Phase der Geschichte, in der sich die Kluft zwischen EU und Russland stark vertiefte, aufzuarbeiten und in dieser Zeit entstandene Gräben zuzuschütten.

Bis heute habe ich tiefen Respekt vor den vielen Menschen, die sich entschlossen hatten, sich 2013 friedlich am Maidan zu versammeln und die gewaltlos für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit eintraten. Manche von ihnen werden in diesem Buch mit Namen genannt, die Mehrzahl bleibt anonym. Viele haben danach nie mehr eine bedeutende Rolle eingenommen. Ihnen allen gilt meine Hochachtung und ihnen sei dieses Buch gewidmet.

Wien, im Juli 2023	Hannes Schreiber




EINIGE MARKSTEINE IN DER UKRAINISCHEN GESCHICHTE

Die Ukraine ist ein großes Land. Es ist annähernd gleich groß wie Polen und Deutschland zusammen, mit (2013) 44 Millionen Einwohnern allerdings deutlich weniger dicht besiedelt. Die Bevölkerung schrumpft ständig. 1991 lebten in der Ukraine 52 Millionen Menschen, 2020 noch 44 Millionen, nach der Invasion Russlands 2022 und der daraus folgenden Massenflucht, werden wohl noch deutlich weniger gezählt werden.

Die historisch bedingten Unterschiede zwischen den drei Regionen sind oft betont worden. Der Westen ist ukrainischsprachig, landwirtschaftlich geprägt, über Jahrhunderte mit wechselnden Grenzen Teil von Polen, Litauen, Schweden und Österreich-Ungarn. Der Osten ist eine Region mit viel Schwerindustrie, vor allem in den Städten russischsprachig und war lange Teil des Russischen Reiches. Der Süden war über Jahrhunderte Teil des osmanischen Reiches und ist heute ebenfalls vorwiegend russischsprachig. In den neunziger Jahren gab es viele Stimmen, die den Zerfall der Ukraine erwarteten. Dies wäre vielleicht auch geschehen, hätten nicht die tragischen Entwicklungen der letzten Jahrzehnte ein ausgeprägtes nationales Bewusstsein geschaffen. Davon wird noch mehrfach die Rede sein.

UNABHÄNGIGKEIT, HUNGERKATASTROPHE, „GROßE SÄUBERUNG“, 2. WELTKRIEG

Die Geschichte der Ukraine im 20. Jahrhundert ist tragisch: Auf die kurze Zeit der Unabhängigkeit am Ende des Ersten Weltkriegs folgte für den Großteil des Landes die sowjetische Herrschaft. Es war eine Zeit, in der die Ukrainerinnen und Ukrainer viel Furchtbares erlebten. Zwei Entwicklungen verdienen besondere, exemplarische Erwähnung: Die düsterste Zeit war jene des Hungertods, des Holodomors in den dreißiger Jahren, während der Millionen Menschen in der Ukraine, aber auch im Süden Russlands mitten in einem überaus fruchtbaren Land an Hunger starben – die unglaublich traurige Folge sowjetischer Planungspolitik. In der Ukraine kamen 4 Millionen Menschen um, mehr als die Hälfte aller Hungertoten in der Sowjetunion in dieser Zeit. Die ukrainische Regierung definiert dies Geschehnisse als Völkermord, während Russland darauf verweist, dass diese furchtbare Zeit viele Völker der Sowjetunion betroffen habe.1 Es war nur eine von mehreren Hungersnöten in der Ukraine im vorherigen Jahrhundert.

1937-38 folgte die „Große Säuberung“ – wieder mit unzähligen, oft unschuldigen Opfern. Personen, die angeblich den Kommunismus sabotierten, wurden zu langen Haftstrafen oder auch zum Tode verurteilt.2 Dies betraf alle Teile der Sowjetunion. Es war nur eine von vielen „Säuberungswellen“ deren letzte in den siebziger Jahren stattfand.3 Jene von 1937-38 war jedoch die grausamste.

Aus russischer Sicht sind dies Kapitel der Geschichte, die traurig waren, aber am besten vergessen werden sollten. Aus ukrainischer Sicht war beides – Hungertod und Große Säuberung – von Moskau angeordnet und für viele Grund, nie wieder unter die Kontrolle Moskaus zurückkehren zu wollen.

An dieser Stelle müssen die Kriegswirren von 1939/1941 bis 1945 nicht nachgezeichnet werden. Nicht unerwähnt bleiben soll jedoch, dass ein Teil der Bevölkerung weder für die Achsenmächte noch für die Alliierten, sondern für eine unabhängige Ukraine kämpfte. Ein Kampf, der ebenso langwierig wie aussichtslos war. Im europäischen Bewusstsein endete der Krieg 1945. Im Westen der Ukraine dauerte er de facto bis 1947 an, vereinzelt sogar bis 1953. Plakate warben: „Wir haben den Faschismus besiegt, nun besiegen wir den Kommunismus.” Ihre Fahne: Rot-Schwarz. Ihr Ruf „Slawa Ukrajiny“ – „Ruhm der Ukraine“. Der Widerstand war aussichtslos, die Niederschlagung grausam. Für viele Widerstandskämpfer endete er mit ihrem Tod. Oksana Sabuschko hat diesem Widerstand in ihrem Werk „Museum der vergessenen Geheimnisse“ ein Denkmal gesetzt.4

Die Geschichte Osteuropas ist voll unaufgearbeiteter Konflikte. Über viele Abschnitte dieser Geschichte gibt es zwischen den ehemaligen Konfliktparteien bis heute keinen Konsens, was geschehen ist und wie es zu bewerten ist. Der Maidan und der gegenwärtige Krieg in der Ukraine sind tragische Beispiele dafür.

Der Maidan war vorwiegend eine Widerstandsbewegung gegen Korruption, Rechtsbruch, Missbrauch der Staatsgewalt und gegen den Versuch, eine Diktatur zu etablieren. Anti-russische Konnotationen erhielt sie erst durch die missglückte Intervention Putins. Die Ungeschicklichkeit, mit der die Intervention erfolgte und die Art wie der Maidan in russischen Medien präsentiert wurde, war zum Teil Folge divergierender Versionen über die russisch-ukrainische Geschichte. Die Konsequenzen sind dramatisch.

Während und nach dem zweiten Weltkrieg kamen Gebiete im Westen und Süden zur Ukraine, die bisher eine andere Geschichte gehabt hatten: Sie hatten zu anderen, oft wechselnden Herrschaftsgebieten gehört: Litauen, Schweden, Osmanisches Reich, Österreich, Ungarn, Tschechoslowakei, Polen, Rumänien.5 Die wechselnden Herrschaftsformen haben unterschiedlich tiefe Spuren hinterlassen.

Aus der Geschichte nach dem Zweiten Weltkrieg ist vor allem das Unglück von Tschernobyl von Bedeutung, u. a. ein Beispiel für die furchtbaren Folgen einer Politik des Verschweigens von Unfällen.

In der heutigen Ukraine lebten verschiedene Ethnien mit unterschiedlichen Religionsbekenntnissen. Erwähnt seien neben Ukrainern und Russen u. a. vorwiegend sunnitische Tataren und Juden. Nicht unerwähnt bleiben sollten wiederholte Pogrome gegen die jüdische Minderheit.

DIE ÜBERRASCHENDE UNABHÄNGIGKEIT

Am 1. Dezember 1991 fand ein Referendum über die Unabhängigkeit der Ukraine statt. Erwartet wurde eine knappe Mehrheit für den Verbleib bei der Sowjetunion. Tatsächlich stimmten beinahe 90% der Ukrainer für die Unabhängigkeit ihres Landes.6 In allen Regionen, einschließlich der Krim gab es eine Mehrheit für die Unabhängigkeit. Auf der Krim waren es 54%, in Donezk und Lugansk waren es zwischen 83 und 84%. Es stimmten also nicht nur Ukrainer, sondern auch viele Menschen mit russischer Muttersprache für die Unabhängigkeit.

Am selben Tag wurde Leonid Krawtschuk mit 61,6% zum ersten Präsidenten der Ukraine gewählt.7

Wenige Tage danach, am 8. Dezember 1991, traf sich Krawtschuk mit den führenden Männern Russlands und von Belarus, Boris Jelzin und Stanislau Schuschkewitsch, in Belowesch, im Westen von Belarus. Sie besprachen u. a., was als Folge des Referendums nun zu tun sei. Das Ergebnis: Ein Beschluss, die Sowjetunion aufzulösen. An ihre Stelle sollte die „Gemeinschaft Unabhängiger Staaten“ treten.8

Krawtschuk erzählte uns in kleiner Runde, am Heimweg von Belowesch habe er mit seiner Verhaftung bei der Landung in Kyjiw gerechnet. Das Gegenteil war der Fall: Ehrenvoll wurde er von der Präsidentengarde begrüßt. Damit sei ihm klar gewesen, dass die Unabhängigkeit der Ukraine Realität ist.

Bis heute ist der Wunsch nach Unabhängigkeit von Moskau eines der wichtigsten verbindenden Elemente in der Ukraine.

MISSGLÜCKTE PRIVATISIERUNG

In den 90er Jahren und dem ersten Jahrzehnt dieses Jahrtausends fand eine rasche, unvollständige Privatisierung von staatseigenen Betrieben statt. Viele staatlich geführten Betriebe waren ineffizient. Mit der Privatisierung sollte vor allem eine Effizienzsteigerung und damit ein größerer Wohlstand erreicht werden. Die Privatisierungswelle ist in vielen Fällen aus heutiger Sicht missglückt. Sie führte zum Entstehen einer Oligarchie im Lande. Der Großteil der Gesellschaft blieb arm während vielen Oligarchen vorgeworfen wird, mit unlauteren Mitteln reich geworden zu sein.9 Angesichts eines schwachen Justizsystems konnte das nie unabhängig überprüft werden. Diese kleine Gruppe von Personen, die sog. „Oligarchen”, verfügte nicht nur über Vermögen, sondern auch über Fernsehkanäle oder andere Massenmedien und hatte vielfach Interessensvertreter im Parlament oder sogar in der Regierung.10

In den vier Jahren in Kyjiw habe ich viele der sogenannten „Oligarchen“ persönlich kennengelernt. Manche zeigten sich staatstragend und verantwortungsvoll. Einige waren sehr zuvorkommend, es gab aber auch einzelne, sehr negative Ausnahmen. Es waren darunter sehr unterschiedliche Charaktere.

Ein oligarchisches System ist etwa zur gleichen Zeit auch in Russland und anderen postkommunistischen Staaten entstanden. Ein System mit wenigen sehr reichen, politisch einflussreichen und vielen armen Menschen mit sehr wenig Einfluss auf die Politik ist von Natur aus fragil. Es provoziert unweigerlich, dass die große Mehrheit versucht, das System zu ändern. Diese Fragilität zeigte sich in Russland wie in der Ukraine wiederholt. 2013 war dieses System einer der Gründe, warum so viele Menschen auf den Maidan gingen.

In Russland erwies sich das politische System als stabiler als in der Ukraine. Dafür gibt es im Wesentlichen drei Gründe:


	Die Russische Föderation verfügt über große Einkünfte und auch über hohe Steuereinnahmen aus dem Verkauf von Öl, Gas und anderen Rohstoffen. Diese machen wiederum einen gewissen sozialen Ausgleich möglich.



	Der Sicherheitsapparat, Nachrichtendienste und Polizei, die sog. „Silowiki“ waren und sind in Russland wesentlich stärker; sie bilden heute eine der Grundlagen der Macht Putins.



	Schließlich ist es Putin gelungen, die gesamte russische Medienszene unter Kontrolle und de facto zum Schweigen zu bringen, was in der Ukraine nie möglich war.





DIE WAHL 1994 – DER BRUCH ZWISCHEN OST- UND WESTUKRAINE WIRD SICHTBAR

1994 fanden u. a. auf Druck von Bergleuten aus dem Osten der Ukraine vorgezogene Präsidentenwahlen statt. In die Stichwahl kamen Leonid Krawtschuk, der Amtsinhaber, und Leonid Kutschma, der ehemalige Premierminister. Krawtschuk sprach Ukrainisch und kam aus der Westukraine. Kutschma sprach Russisch und kam aus dem Osten des Landes. Krawtschuk erhielt in der West- und Mittelukraine die meisten Stimmen. Geschlagen wurde er aber von Leonid Kutschma, der in allen Teilen des russischsprachigen Ostens und Südens des Landes die Mehrheit erhielt – in Donezk und auf der Krim sogar mehr als 88% der Stimmen11. Für Jahrzehnte sollte die Teilung in West- und Ostukraine ein dominierendes Thema der Präsidenten- und Parlamentswahlen sein. Erst 2014, nach dem Maidan wurde diese Teilung überwunden und es entstand eine ukrainische Identität im gesamten Land. Der aus dem Westen stammende Petro Poroschenko gewann 2014 in der ersten Runde ebenfalls in fast allen Teilen der Ostukraine, einschließlich in jenen Teilen von Lugansk, in denen gewählt werden konnte, die absolute Mehrheit. Auch sein Nachfolger, der aus dem russischsprachigen Süden stammende Wolodymyr Selenskyj, gewann die Stichwahlen im Westen wie auch im Osten.

VERZICHT AUF ATOMWAFFEN

Der Zerfall der Sowjetunion ließ die Ukraine die drittgrößte Nuklearmacht weltweit werden. Rund 15% der sowjetischen Atomwaffen waren in der Ukraine stationiert. Der Bau neuer solcher Waffen erfolgte zum Teil in der Ukraine selbst. Am 5. Dezember 1994 wurde das „Budapester Memorandum“ unterzeichnet, eine politisch verbindliche Erklärung. Die Ukraine verzichtete auf ihre Atomwaffen. Russland, die USA und das Vereinigte Königreich garantierten, die Souveränität und die bestehenden Grenzen der Ukraine zu achten.12 Die Ukraine trat dem Atomwaffensperrvertrag und dem Atomwaffenteststoppvertrag bei. Mit Kasachstan und Belarus wurden analoge Vereinbarungen abgeschlossen. Bis 1996 wurden alle Atomwaffen aus der Ukraine nach Russland gebracht. Rund 15% der sowjetischen Atomwaffen waren in der Ukraine stationiert gewesen.13

Die Vereinbarung wurde damals als ein wichtiger Beitrag zur Sicherheit in Europa gesehen. Je mehr Staaten in Besitz von Atomwaffen sind, umso höher ist die Gefahr, dass diese Waffen auch tatsächlich verwendet werden. Da alle Nachfolgestaaten der Sowjetunion instabil waren, war auch die Gefahr eines Missbrauchs real.14

Viele ukrainische Politiker sehen heute das Budapester Memorandum als großen Fehler an. Russland verletzte die Vereinbarung mit der illegalen Annexion der Krim und später mit der Unterstützung der Separatisten im Donbass grob. Dies blieb für Russland jedoch ohne Folgen und hatte Auswirkungen auf die gesamte Sicherheitsarchitektur Europas.

Hätte Putin 2022 einen Krieg gegen eine Nuklearmacht Ukraine begonnen? Aus Sicht der meisten Ukrainer wäre dies auszuschließen.

1997 wurde die NATO-Russland-Grundakte unterschrieben.15 Es handelt sich um eine Absichtserklärung der NATO einerseits und Russlands andererseits. Vereinbart sind vertrauensbildende Maßnahmen, Abrüstung und vertiefte Zusammenarbeit im Rahmen der OSZE. Spätestens mit der russischen Invasion in der Ukraine wurde sie de facto bedeutungslos. Mit der Ukraine gibt es keine analoge Vereinbarung.16

POLITMORDE

Erwähnt sei auch die Tradition der Politmorde und Politunfälle. Sie gehören zur Geschichte der Sowjetunion, deren Nachfolgestaaten, aber auch zu jener des kommunistischen Osteuropas. Personen, die politisch unbequem wurden, verschwanden meist ohne viel Aufsehen in Haftanstalten, wo viele schließlich umkamen. Andere verstarben bei Verkehrsunfällen, üblicherweise mit LKWs. Die Umstände blieben oft ungeklärt. Zu den prominentesten ungeklärten Fällen in der Ukraine gehörte jener von Wjatscheslaw Tschornowil, einem populären Dissidenten und ehemaligen Präsidentschaftskandidaten im Jahr 1999.17 Im Jahr 2000 wurde Heorhij Gongadse, ein prominenter Journalist, ermordet. Wiktor Juschtschenko, damals Präsidentschaftskandidat, wurde 2004 Opfer einer Vergiftung mit einer speziellen Art von Dioxin. Er überlebte nur knapp, dank einer Behandlung in Wien.18 Juschtschenko wurde dennoch Präsident, sein Charisma büßte er jedoch ein. 2013-15 erlebte ich Juschtschenko im persönlichen Gespräch weiterhin physisch aber auch psychisch von dieser Vergiftung geprägt. Andere Staaten Osteuropas kennen ähnliche Fälle.

Es ist durchaus denkbar, dass die Morde und Mordversuche auf das Konto eines externen Akteurs gingen, der in der Ukraine Unruhe stiften wollte.

Sicher ist, dass ein Mord, Selbstmord oder induzierter Selbstmord im Herbst 2013 in London zu einem überraschenden Stimmungswechsel in der ukrainischen Regierung beitrug: Boris Beresowski, ein Oligarch und bekannter Kritiker Putins, starb unter ungeklärten Ursachen. Dies sollte eine Rolle in der ukrainischen Geschichte spielen (siehe Seite here.).

DIE VERHASSTEN SICHERHEITSKRÄFTE UND DIE BEVÖLKERUNG

Durch viele Staaten Osteuropas ging oder geht ein Riss. Etwas vereinfacht lässt es sich so darstellen: Auf der einen Seite steht der Sicherheitsapparat, zu dem die Polizei oder „Miliz“, die Nachrichtendienste, die Staatsanwaltschaft und die Justiz zählen (oft „Silowiki“ genannt). Auf der anderen Seite steht die Bevölkerung. Theoretisch wäre der Sicherheitsapparat da, um die Bevölkerung vor Rechtsbruch und Gewalt zu schützen. Oft ist die Wahrnehmung in der Bevölkerung aber eine ganz andere. In vielen Sicherheitsapparaten Osteuropas fanden oder finden sich kriminelle Elemente. Die Silowiki hielten aber in aller Regel eng zusammen. Anzeigen untereinander würden dem eigenen Ethos widersprechen – auch bei schweren Verbrechen. Wer einmal in die Hand der Silowiki fällt, hat ein ernstes Problem. Die Richter folgen in fast allen Fällen den Anträgen der Staatsanwälte. Die Staatsanwälte wiederum gründen ihre Anträge meist auf die Erhebungen der Miliz. Der Sicherheitsapparat war in der Ukraine, aber auch in anderen Staaten Osteuropas, ein Staat im Staat.

Das System war ohne externes Regulativ und als solches anfällig für Korruption und Machtmissbrauch. Wer immer einer Straftat verdächtigt wurde, versuchte sich rasch mit dem Organ des Sicherheitsdienstes zu arrangieren, oft durch ein Geschenk oder eine Geldprämie für das Unterlassen einer Anzeige. Das System verselbstständigte sich.

Fast jeder Autofahrer in der Ukraine kannte Fälle, in denen er willkürlich von der Straßenpolizei mit dem berühmten schwarz-weiß gestreiften Stab aufgehalten worden war. Die Dokumente wurden auf Unvollständigkeit geprüft oder der Polizist dachte sich ein angebliches Verkehrsvergehen aus und verhängte für eine nicht begangene Verkehrsübertretung eine Geldstrafe. Die Strafe war ausschließlich in bar zu bezahlen. Für die Strafe wurde so gut wie nie eine Bestätigung ausgestellt, das Geld wanderte in private Taschen, eine Quittung war nicht vorgesehen. Die meisten meiner Gesprächspartner waren sicher, dass diese Gelder nie die Staatskasse erreichten, sondern in dunklen Kanälen verschwanden.

Ein zynischer Witz umriss die Situation perfekt: Was macht ein Polizist, wenn er in der Lotterie gewinnt? Er kauft sich eine Kreuzung und macht sich selbstständig. Eine befahrene Kreuzung war eben eine großartige Einnahmequelle.

Es gab in sozialen Medien zahlreiche Berichte über Gewaltverbrechen, die Sicherheitskräfte begangen hatten und darüber, dass so gut wie kein Beamter bestraft oder zumindest suspendiert wurde. Die Miliz wurde vor allem mit Korruption und dem Erpressen von Schmiergeldern in Verbindung gebracht.

Aber es gab noch Schlimmeres: Etwa ein Jahr vor dem Maidan hatte sich im Süden der Ukraine ein Verbrechen ereignet, das symptomatisch für dieses Phänomen war, eines der größten Probleme des Landes war: Immer wieder waren z.B. junge Mädchen verschleppt, vergewaltigt und ermordet worden. In einem Fall überlebte das Mädchen und gab an, dass drei junge Polizisten sie verschleppt hatten. Eine Anzeige hatte keine Folgen, eine Beschwerde bei den Vorgesetzten ebenso wenig. Die Polizisten hielten zusammen. Erst als die Bewohner des Ortes geschlossen auftraten und von den dreien und den Behörden Rechenschaft forderte, konnte etwas erreicht werden.

In einem anderen Fall kam es im März 2012 in Mykolajiw zu Protesten mit tausenden Teilnehmern, als ein 18-jähriges Mädchen vergewaltigt und dann ermordet wurde, die Täter aber Söhne führender Vertreter der Stadtverwaltung, rasch wieder frei gelassen wurden.

Bei Fußballspielen kam es ab 2010 immer wieder zu Scharmützeln zwischen „Ultras“ und Sicherheitskräften. Teilweise nahm dies laut einem ehemaligen Chef des SBU, des ukrainischen Nachrichtendienstes, den Charakter eines nahezu organisierten Widerstands gegen die Sicherheitskräfte an. Dies habe ganze Regionen erfasst.19

Die Sicherheitskräfte waren also bei vielen Ukrainern verhasst. Ihr ungeschickter Einsatz beim Maidan sollte 2013 zur Eskalation beitragen und dazu, dass dieser Konflikt so schwer lösbar wurde.

KUTSCHMAS AUSGEWÄHLTER NACHFOLGER

In vielen halbdemokratischen Systemen verläuft die Machtübergabe von einem Präsidenten auf seinen Nachfolger durch informelle Arrangements zwischen verschiedenen politisch einflussreichen Gruppen. Ist ein weitgehender Konsens erreicht, so stellt der amtierende Präsident seinen Nachfolger vor. So hätte es 2004 auch in der Ukraine geschehen können.

Die alte ukrainische Verfassung sah eine Beschränkung der Amtszeit des Präsidenten auf zwei Perioden vor. Wie die Beispiele von Belarus, Kasachstan und Russland zeigen, treten durchaus nicht alle Präsidenten am Ende ihrer Amtszeit zurück. Anders hier: Durch eine Reihe dramatischer Vorfälle war Präsident Kutschma am Ende seiner zweiten Amtszeit stark diskreditiert. 2000 starb, wie erwähnt, Heorhij Gongadse, Gründer und Herausgeber der „Ukrajinska Prawda“, ein bekannter Journalist, gewaltsam. Tonbänder tauchten auf, wonach Kutschma die Ermordung in Auftrag gegeben haben könnte. Dazu kamen die erwähnten anderen ungeklärten Morde und die problematischen Privatisierungen. Den Menschen ging es nicht besser als vor Beginn der Privatisierungen. Kutschmas Zustimmungswerte waren so tief gefallen, dass an eine Verfassungsänderung für eine dritte Amtszeit nicht mehr zu denken war. Kutschma habe ich als sehr politisch denkenden Menschen kennengelernt, mit klarem Sinn fürs Machbare. Für die Wahl 2004 war er realistisch genug, einen Nachfolger zu suchen. Die Wahl fiel früh auf Wiktor Janukowytsch. Dieser hatte Unterstützung aus Teilen der Oligarchie, hatte sich als Premierminister bewährt und war sichtlich auch im Kreml respektiert. 20

WIKTOR JUSCHTSCHENKO UND DIE ORANGE REVOLUTION

Überall in Osteuropa waren die neunziger Jahre wirtschaftlich und finanzpolitisch äußerst schwierig. Fast alle Länder hatten mit hoher Inflation zu kämpfen. Der russische Rubel brach 1993 und noch dramatischer 1998 zusammen, was zum Aufstieg der Silowiki und zur Machtübernahme Putins beitrug. Die ukrainische Wirtschaft entwickelte sich noch schlimmer als die der meisten anderen GUS-Staaten. 1992 betrug die Wirtschaftsleistung gerade noch 40% des Niveaus von 1989.21

Die Kyjiwer Nationalbank leitete ab 1993 der Ökonom Wiktor Juschtschenko. Ihm gelang es, die Inflation in den Griff zu bekommen. 1997 erhielt er als einer der ersten Osteuropäer den „Global Finance Award“ als einer der besten Bankfachleute weltweit.22 Als 1998 der russische Rubel radikal abwertete, brach die ukrainische Hrywnja nicht zusammen. Dies hatte mehrere Ursachen, eine davon war das umsichtige Vorgehen des Nationalbankchefs. Die Geschichte Osteuropas wäre möglicherweise eine andere, hätte die russische Nationalbank in dieser kritischen Zeit einen Experten wir Juschtschenko gehabt.

1999 wurde Juschtschenko von Kutschma zum Premierminister bestellt, führte marktwirtschaftliche Reformen durch, ignorierte die Oligarchie (was ihm später zum Verhängnis wurde), nahm sein Gehalt, bereicherte sich aber nicht und war auch als Regierungschef in weiten Teilen der Bevölkerung beliebt. Auf mich wirkte er nie, als hätte er eine politische Karriere angestrebt. Sie kam eher zu ihm.

Ende Mai 2001 wurde er durch ein Misstrauensvotum im Parlament gestürzt. An seine Stelle trat Anatoliy Kinach, ein (sehr ruhiger) Vertreter der Industrie.

Juschtschenko blieb in der Politik, seine Partei, „Nascha Ukraijna“ – „Unsere Ukraine“ wurde bei den Parlamentswahlen 2002 mit 22,3% stärkste Kraft. Er selbst wurde Fraktionsvorsitzender. Bald war klar, dass er einer der wichtigsten Kandidaten bei der Präsidentschaftswahl 2004 sein würde und dass er von Kutschma nicht unterstützt würde.

Der Präsidentschaftswahlkampf im Herbst 2004 hatte einen ähnlichen Charakter wie viele in der ehemaligen Sowjetunion. In den Medien war vor allem der Regierungskandidat Wiktor Janukowytsch präsent. Es gab Einschränkungen der Versammlungsfreiheit, Razzien bei oppositionellen Gruppierungen und Personen und vieles anderes mehr. Besonders dramatisch war die Vergiftung Juschtschenkos. Die OSZE-Wahlbeobachter berichteten am Wahltag von schweren Verletzungen des Wahlgesetzes. Wahlzettel seien nachträglich eingeworfen worden, es habe vorab ausgefüllte Stimmzettel gegeben, Unterschriften seien gefälscht worden, es habe Einträge von verstorbenen Wählern und mehrfache Einträge desselben Wählers gegeben.23 Manches war dabei sicherlich Schlamperei, manche Unregelmäßigkeiten erinnern aber sehr an die Wahlen 2001 in Belarus.

Dennoch gewann Wiktor Juschtschenko überraschend die erste Runde der Präsidentschaftswahlen mit 39,9% vor Wiktor Janukowytsch mit 39,3%.

Am 21. November 2004 fand die zweite Runde statt. Exit-Polls und Meinungsumfragen wiesen klar auf einen Wahlsieg von Juschtschenko hin. Bei dieser Runde gab es nun zahlreiche Berichte über tatsächliche Wahlfälschungen – viele Personen wählten mehrfach. Besonders beliebt waren sog. „Wahlkarusselle“.24 Daneben gab es Berichte über eine Manipulation des Servers der zentralen Wahlkommission. Bald danach wurde das vorläufige Endergebnis veröffentlicht: 49,5 % für Wiktor Janukowytsch und 46,6 % für Wiktor Juschtschenko. Von den fünfzehn Mitgliedern der zentralen Wahlkommission bestätigten das Ergebnis nur neun.

Am 22. November 2004 versammelten sich etwa hunderttausend Menschen am Maidan, um gegen die vermutete Wahlfälschung zu demonstrieren, bald danach sollten es 250.000 sein, manche sprechen von einer Million.

Die Tage der Orangen Revolution wurden schon vielfach nachgezeichnet. Sie dauerte rund fünf Wochen, blieb während der ganzen Zeit friedlich und endete mit einer politischen Einigung über eine Verfassungsreform, die die Macht des Präsidenten zu Gunsten des Premierministers beschnitt und einer Wiederholung der Wahlen. Diese fand am 26. Dezember 2004 statt. Die Wahlbeteiligung erreichte Höchstwerte, die Regeln wurden diesmal weitestgehend eingehalten, die OSZE lobte den Verlauf. Juschtschenko gewann die Wahlen mit 52%. Janukowytsch erhielt 44,2% und trat als Premierminister zurück. Am 23. Jänner 2004 wurde Juschtschenko als Präsident angelobt. Obwohl Sieger, war er von seiner Vergiftung gezeichnet. Die geänderte Verfassung, die die Macht des Präsidenten beschneidet, trat im Jänner 2006 in Kraft.

So gut Juschtschenko als Nationalbankpräsident war und so beliebt als Premier, seine Zeit als Präsident war wenig erfolgreich, geprägt vor allem vom Konflikt mit seiner ehemaligen Mitstreiterin Julija Tymoschenko. Was Juschtschenko wollte, wurde von Tymoschenko blockiert und was Tymoschenko wollte, verhinderte Juschtschenko. 2009 schrumpfte die ukrainische Wirtschaft um 15% – wenige andere Staaten waren so hart von der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise betroffen, wie dieses Land. Dies wurde vor allem den Regierenden angelastet.

Auch die Wahl zwischen Janukowytsch und Juschtschenko hatte als wichtigen Aspekt „Ostukraine versus Westukraine“ – Juschtschenko war der Kandidat des Westens und Janukowytsch jener des Ostens. Die Orange Revolution konnte daran nichts ändern – im Gegenteil – die Gräben vertieften sich. Hätte Putin die Militärintervention von 2022 schon 2005 angesetzt, er hätte wahrscheinlich wenig Widerstand im Osten des Landes erlebt.

Anfang der Zehnerjahre herrschte in der Ukraine große Enttäuschung darüber, dass die Revolution nicht die erwarteten Änderungen gebracht hatte. Die meisten gewaltlosen Revolutionen in den letzten Jahrzehnten in Europa waren erfolgreich gewesen. In der Tschechoslowakei, in Rumänien, Serbien und Georgien, überall war das Leben nach der Revolution alles in allem deutlich besser als davor. In der Ukraine war dies anders.

So wurde 2010 Janukowytsch vor allem aus Enttäuschung über die beiden Anführer der Orangen Revolution, Juschtschenko und Tymoschenko, gewählt. Diese Wahl gewann er 2010 demokratisch.

„GAS-KRISEN“ ZWISCHEN RUSSLAND UND DER UKRAINE

Die Beziehungen zwischen Russland und der Ukraine waren in den letzten beiden Jahrzehnten u.a. vom Konflikt über Gasfragen geprägt. Die Abhängigkeit war wechselseitig – die Ukraine hatte jahrzehntelang keine Alternative zum Import von Gas aus oder über Russland, Russland keine Alternative zum Transit von Gas durch ukrainisches Territorium. Gas wurde von russischer Seite als politisches Druckmittel verwendet. Der Konflikt eskalierte zwei Mal – 2006 und 2009, als Russland die Gaslieferungen in die Ukraine einstellte und nur noch wenig Gas Europa und die Türkei erreichte. Beide Male wurde die Krise durch einen Vertrag beigelegt25 – beide Verträge waren für die Ukraine ungünstig.

2006 endete die Krise mit einer eigenartigen Konstruktion, in der das Gas an der russischen Grenze günstig an die private Firma RosUkrEnergo verkauft wurde, bei der Dmytro Firtasch zu 45% Eigentümer war26. RosUkrEnergo verkaufte das Gas teuer an den ukrainischen Staat. Da in den meisten Städten der Ukraine mit Gas geheizt wurde, sah sich der ukrainische Staat genötigt, aus dem nationalen Budget den Gaspreis zu subventionieren, de facto subventionierte er die Eigentümer von RosUkrEnergo. Die Konstruktion begünstigte jedenfalls Korruption.

Über dieses Abkommen ist viel geschrieben worden. Ein Detail sei ergänzt: Zur Zeit der Gaskrise 2006 war Jurij Jechanurow Premierminister. Auf russischen Wunsch hin fanden die Verhandlungen zur Beilegung der Krise in ganz kleinem Kreis statt. Jechanurow saß für die Regierung alleine dabei. Ein Wirtschaftsberater Jechanurows, der spätere Premier Jazenjuk, erzählte mir, dass er vor dem Verhandlungsraum gewartet habe. Während er so dasaß, kamen Personen vorbei, die im Geld boten, wenn er Jechanurow beraten würde, das russische Angebot anzunehmen. Er habe sich geweigert, die Angebote seien immer höher geworden – zuletzt sei es ein Betrag von über 10 Millionen Dollar gewesen.

Am Gashandel war auch Julia Tymoschenko reich geworden. 2009 verhandelte sie eine Revision des Gasabkommens mit dem damaligen Premierminister Russlands, Wladimir Putin.27 Es waren wieder Verhandlungen im ganz kleinen Kreis. RosUkrEnergo verlor die Zwischenhändlerstellung. Die nun vereinbarte Formel ließ den Gaspreis für die Ukraine sofort günstiger werden. Ein Regierungsmitglied der Regierung Asarow schilderte uns das Ergebnis so: Putin war besser im Verhandeln. Eine komplizierte Formel wurde ausverhandelt, die bedeutete, dass der Gaspreis nach einigen Jahren, konkret 2011, deutlich steigen würde. So zahlte die Ukraine 2012 den höchsten Gaspreis in Europa an Gazprom – und dies trotz eines Rabats, der als Ersatz für die Überlassung des Flottenstützpunkts in Sewastopol bezahlt wurde.28 Problematisch war auch eine Take-or-Pay-Clause, die vorsah, dass die Ukraine auch nicht bezogenes Gas bezahlen müsste.29 So entstand 2011 für die nunmehrige ukrainische Regierung unter Premierminister Asarow ein unvorhergesehenes Budgetloch. Die Frage kam auf, wie die Vorgängerin Tymoschenko dieser Vereinbarung mit Putin habe zustimmen können und der Verdacht lag nahe, es habe auch hier Korruption gegeben. Statt Firtasch und den anderen Aktionären von RosUkrEnergo verdiene nun Tymoschenko. Wenn sie dem Staat so geschadet habe, gehöre sie eingesperrt, so die Stimmungslage. Und das geschah auch bald.

Sicher ist, dass die RosUkrEnergo-Konstruktion dazu beitrug, dass die ukrainische Staatsverschuldung deutlich stieg und die Ukraine von der Wirtschaftskrise 2009 härter getroffen wurde als die meisten anderen Staaten.

Ob es 2009 zwischen Putin und Tymoschenko Nebenabsprachen gab, die persönliche Vorteile enthielten, ist nie bekannt geworden. Der Prozess gegen Tymoschenko wies so viele Verfahrensmängel auf, dass er nichts beweist. Verhandlungen sind im kleinen Kreis leichter und rascher zu führen, aber gleichzeitig steigt die Fehleranfälligkeit und die Gefahr, über den Tisch gezogen zu werden. Die beiden Gaskrisen 2006 und 2009 bilden jedenfalls Marksteine in einem Konflikt zwischen Persönlichkeiten, aus dem schließlich ein globaler Konflikt wurde.

EUROPÄISCHE INTEGRATION

Kurz seien noch die wichtigsten Etappen der europäischen Integration der Ukraine bis 2010 umrissen. In der Neugestaltung Europas nach dem Fall des Eisernen Vorhangs spielte die EG bzw. die EU zunächst kaum eine Rolle. 1994 wurde ein Partnerschafts- und Kooperationsabkommen zwischen EU und Ukraine unterzeichnet, das 1998 in Kraft trat.30 Es sah vor allem eine technische Zusammenarbeit und die Anwendung bestimmter WTO-Regeln für den bilateralen Handel vor und wurde durch den ukrainischen WTO-Beitritt 2008 weitgehend obsolet. 2004 einigten sich die EU-Staaten auf die Europäische Nachbarschaftspolitik, welche die Beziehung der Union zu den Nachbarn südlich des Mittelmeers und im Osten regeln und sollte.31 Diese umfasste auch die Ukraine. Mit 1. Mai 2004 erfolgte die große Osterweiterung der EU. Etwa ab dieser Zeit gewannen die EU-Ukraine-Beziehungen an Dynamik. 2005 erklärte Juschtschenko wiederholt, dass die Ukraine einen EU-Beitritt anstrebe.32 2005 wurde ein Aktionsplan verabschiedet, der u. a. ein Assoziierungsabkommen und einen Fahrplan zur Visaliberalisierung vorsah. Die Ukraine hob die Visapflicht für EU-Bürger einseitig auf. 2007 wurde ein Visaerleichterungs- und ein Rückübernahmeabkommen vereinbart33, 2008 wurde ein Dialog über die Aufhebung der Visapflicht für ukrainische Staatsbürger bei der Einreise in den Schengenraum aufgenommen.34 Im gleichen Jahr wurde die Östliche Partnerschaft (EaP) initiiert, die die Beziehungen zwischen der EU und sechs östlichen Nachbarn neu regeln sollte.35 (Mit Russland blieb es auf russischen Wunsch bei gesonderten Verhandlungen über vier „Gemeinsame Räume“.36) Verhandlungen zwischen der EU und der Ukraine über ein „Tiefes und Umfassendes Freihandelsabkommen“ (DCFTA) wurden 2007 begonnen37, das Teil des Assoziierungsabkommens werden sollte. Das Abkommen baute auf den Erfahrungen mit den früheren Assoziierungsabkommen, den Europaabkommen mit den Staaten Mittelosteuropas sowie den Assoziierungs- und Stabilisierungsabkommen mit den Staaten des Westbalkans auf und vermied diverse Fehler, die diese Abkommen schwer implementierbar gemacht hatten. Die Verhandlungen für das mit Annexen rund 2000 Seiten starke Assoziierungsabkommen kamen allerdings 2009 zum Erliegen. Die Ukraine konnte sich zu mehreren Fragen auf keine Verhandlungsposition festlegen. Die Verhandlungen über ein Assoziierungsabkommen unterscheiden sich deutlich von Beitrittsverhandlungen. Während beim Beitritt höchstens ein temporärer Aufschub für die Umsetzung des Acquis vereinbart werden kann, können bei einem Assoziierungsabkommen weite Rechtsbereich ausgenommen werden.

EURASISCHE INTEGRATION

Putin sah die europäischen Ambitionen der Ukraine zunächst positiv. Russland werde von einem möglichen EU-Beitritt der Ukraine profitieren, meinte er 2004.38 Bald danach jedoch begann er, sich mit der Reintegration des postsowjetischen Raums zu befassen. Der Zerfall der Sowjetunion sei die größte geopolitische Katastrophe des 20. Jahrhunderts gewesen, meinte er 2004.39 Es gab das Projekt der „Eurasischen Wirtschaftsunion“, die eine wirtschaftliche Reintegration des postsowjetischen Raums vorsah. Sie wurde immer nur bruchstückhaft umgesetzt. Im Juni 2009 wurde aber die Gründung einer Zollunion durch den damaligen russischen Premierminister Wladimir Putin angekündigt, 2010 wurde sie tatsächlich geschaffen. Ihr gehörten zunächst nur Russland, Belarus und Kasachstan an.40 Putin hatte betont, dass auch die Ukraine zum Beitritt eingeladen sei.41 Es wurde schnell sein wichtigstes außenpolitisches Projekt. 2015 folgte die Gründung der Eurasischen Union mit einem Einheitlichen Wirtschaftsraum42, eingerichtet nach dem Vorbild europäischer Integration. Gesprächsweise klagten Unternehmer immer wieder, dass sie in der Praxis nur teilweise funktioniere.

Bald sollten die Pläne für eine eurasische und europäische Integration der Ukraine miteinander in Widerspruch geraten. Die eurasische Integration wurde von Russland gefördert und von einer Minderheit in der Ukraine unterstützt. Die europäische Integration der Ukraine wurde von der Mehrheit der ukrainischen Bevölkerung und fast der ganzen politischen Elite in Kyjiw (wichtigste Ausnahme war die Kommunistische Partei) unterstützt, der Kreml suchte sie mit immer härteren Mitteln zu verhindern. Russische Hard Power auf der einen Seite, die Soft Power der EU auf der anderen trafen aufeinander.43 Im Dialog mit der EU wurden laut Kommissionspräsident Barroso von der russischen Führung allerdings nie Bedenken gegen das Assoziierungsabkommen angesprochen.44 Allerdings endeten Gespräche zwischen Putin und Barroso bisweilen, bevor die ganze Tagesordnung abgearbeitet war.
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